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!Titel!

Regelmäßige Berichterstattung öffentliche Unterbringung (FDP/Piraten) – beschlossene
Fassung 
!Titel!

Sachverhalt:

Die öffentlich rechtliche Unterbringung ist ein fortwährendes Thema in der Bergedorfer
Bezirksversammlung und deren Ausschüssen. Dabei werden Politik und Verwaltung seitens der
Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration (BASFI) immer wieder zu kurzfristigen
Entscheidungen gedrängt, da bestehende Kapazitäten immer wieder an ihre Grenzen stoßen. 
 
Wir benötigen für die öffentlich rechtliche Unterbringung ein tragfähiges und dauerhaftes Konzept,
das eine menschenwürdige Unterbringung und Unterstützung bei der Integration  sicherstellt,
sowie auch einem plötzlich stark erhöhten Bedarf standhält. 
 
Die Bezirksversammlung hat in ihrer Dezembersitzung vor dem Hintergrund dieser beschriebenen
Dringlichkeit in Bergedorf 300 weitere Plätze genehmigt. Die Behörde sicherte schnelle
Umsetzung zu, von der jedoch noch nichts zu erkennen ist. Diese anfängliche Dringlichkeit und
dann schleppende Umsetzung, hat schon bei der Erweiterung des Containerdorfes in Curslack für
Verwunderung gesorgt.
 
Um die generelle Entwicklung beurteilen zu können, gefasste Beschlüsse besser verfolgen zu
können  und ggf. vorzeitig und besser reagieren zu können, ist eine fortwährende Information
durch die Fachbehörden notwendig.
 
Die Bezirksversammlung möge beschließen 

Beschlussvorschlag:

Die Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration (BASFI) soll in regelmäßigen Abständen
(mindestens jedoch zweimal im Jahr) im Hauptausschuss der Bezirksversammlung über die
aktuelle Entwicklung der öffentlichen rechtlichen Unterbringung berichten und aktuelle Zahlen
vorlegen und die Situation zu bestehenden und geplanten Einrichtungen  beschrieben. 
Das Bezirksamt soll den Hauptausschuss über neue Informationen unterrichten. 

Anlage/n:

ohne Anlagen


